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Bemerkungen zu dem Geſetze über das Redjts- 
mittelverfahren vor den politiſchen Behürden. 
Von Alois Lasciac, k. k. Statthalterei⸗Secretär. 


Belanntermaßen harrt das öſterreichiſche Adminiſtrativ⸗Verfahren 
Il langem ſchon der jo nothwendigen und oft angeregten Codification. 
Alle bezüglichen Bemühungen blieben bisher ohne Erfolg und wir haben 
nach wie vor unſer ungeregeltes, bezw. ſtückweiſe normirtes, aus Ana⸗ 
logien und vielfach zerſtreuten Verordnungen und Normalien ſich zu— 
ſammenſetzendes Adminiſtrativ-Proceßrecht. Nur auf dem Gebiete des 
Rechtemittelverfahrens wurden in jüngſter Zeit durch das Geſetz vom 
12. Mai 1896, R G. Bl. Nr. 101, ergänzende, bezw. abändernde Be⸗ 
ſtimmungen bezüglich des Verfahrens bei Gellendmachung der Rechts⸗ 
mittel gegen Entſcheidungen und Verfügungen der politiſchen Behörden 
getroffen. 

Auch dieſes Geſetz, weit entfernt auch nur theilweiſe eine ſyſtema⸗ 
tische Regelung des Adminiſtrativ-Proceßrechtes, etwa auf dem beſchränkten 
Gebiete des Rechtsmittelverfahrens zu bieten, iſt nur ein Nothbehelf und 
entſprang dem dringenden Bedürfniſſe des Augenblickes. 

Nachdem der Verwaltungsgerichtshof bereits im Jahre 1893 und 
wiederholt entſchieden hatte, daß der Miniſterialverordnung vom 22. Juni 
1869, R. G. Bl. Nr. 116, womit für Recurſe gegen Entſcheidungen der 
Landesbehörden eine vierwöchentliche Friſt feſtgeſetzt war, eine rechtsver⸗ 
bindliche Kraft nicht zukomme, indem durch ſelbe die auf einer Allerhöchſten 
Entſchließung beruhende Miniſterialverordnung vom 27. October 1859, 
N. G. Bl. Nr. 196, wonach für die Einbringung von Recurſen gegen 
Eutſcheidungen der Landesbehörden eine 60tägige Friſt freiſtand, nicht 
abgeändert werden konnte, war es nothwendig und unvermeidlich ge- 
worden, die im allgemeinen vollkommen genügende und ins Rechtsleben 
ſchon eingebürgerte vierwöchentliche Friſt im Geſetzgebungswege feſtzu⸗ 
halten, bezw. feſtzuſtellen. Die im Jahre 1895 im Abgeordnetenhauſe 


eingebrachte Regierungsvorlage betraf lediglich die Feſtſetzung einer vier— 
wöchentlichen Recursfriſt für die Einbringung von Recurſen gegen Ent- 
ſcheidungen der Landesbehörde an die Miniſterialinſtanz, ſowie die 
Verpflichtung der Landesbehörden, in ihre Entſcheidungen die Belehrung 
über die Recursfriſt und die Recursinſtanz aufzunehmen. 

Judeß iſt das Geſetz aus der Berathung der legislativen Körper 
in der vorliegenden etwas erweiterten Faſſung hervorgegangen und in 
Geltung gelangt, welche gegenüber der urſprünglichen Abſicht der Re⸗ 
gierungsvorlage die Regelung diefer Frage einigermaßen unklarer er⸗ 
ſcheinen läßt. 

Im nachfolgenden wollen wir die einzelnen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes einer kurzen Betrachtung unterziehen. 

Der erſte Abſatz des § 1 lautet: 


„Recurſe (Berufungen) gegen Entſcheidungen und Verfügungen der poli⸗ 
tiſchen Bezirksbehörden ſind, inſoferne dieſelben noch einem Rechtszuge unterliegen, 
in allen Fällen, für welche nicht eine beſondere Recursfriſt vorgezeichnet iſt, 
binnen der Friſt von 14 Tagen und Recurſe (Berufungen) gegen Entſcheidungen 
und Verfügungen der politiſchen Landesbehörden unter denſelben Vorausſetzungen 
binnen der Friſt von vier Wochen, von dem dem Zuſtellungstage nachfolgenden 


„Tage an gerechnet, einzubringen.“ 


Die 14tägige Friſt zur Einbringung von Recurſen gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der Bezirksbehörden war bereits in der Amtsinſtruction für 


die Bezirksämter ($ 92) und die vierwöchentliche für Recurſe gegen 


Entſcheidungen der Landesbehörden aber in der eingangs citirten Mini- 
ſterialberordnung vom 22. Juni 1869, R. G. Bl. Nr. 116, normirt. 

Die Dauer dieſer Friſten genügt vollkommen zur Inſtruirung 
und Vorlage der Recurſe und eine Erſtreckbarkeit derſelben würde nur 
zu Verſchleppungen der Verhandlungen führen. Bei ſchwierigeren und 
complicirteren Verhandlungen werden ohnedies Vorerhebungen, Local— 
augenſcheine, Zeugen- und Parteieinvernehmungen abgehalten, wodurch den 
Parteien und ihren Vertretern Gelegenheit geboten iſt, den bezüglichen 
Sachverhalt genau kennen zu lernen, ſo daß bei der Verfaſſung des 
Recurſes der Recurrent über den Verhandlungegegenſtand ſchon voll— 
kommen im Klaren fein dürfte. Nach dem Wortlaute des Geſfetzes hat 
die darin erwähnte Recursfriſt auf „alle Fälle Anwendung zu finden, 
für welche eine beſondere Recursfriſt nicht verzeichnet iſt“. 

Ju einer dieſer Abhandlung nachfolgenden Darſtellung werden wir 
eine Ueberſicht über die verſchiedenen im Rechtsmittelverfahren vor den 
Verwaltungsbehörden geltenden Recursfriſten bringen, worin auch jene 
Fälle angeführt werden, für welche bei Ermangelung einer Recursfriſt⸗ 
beſtimmung im betreffenden Specialgeſetze die im Recursgeſetze beſtimmte 
allgemeine Recursfriſt von 14 Tagen, bezw. 4 Wochen gelten ſoll. 

Die im erſten Abſatze dieſes Paragraphen enthaltene weitere Be— 
ſtimmung „von dem dem Zuſtellungstage nachfolgenden Tage an gerechnet“ 
ſcheint ſich nur auf die Zuſtellung ſchriftlicher Entſcheidungen und 
Verfügungen und nicht auch auf mündliche Kundmachungen oder 
Intimationen von Erkenntniſſen zu beziehen, es wäre denn, daß es zu⸗ 
läſſig wäre, für ein mündlich kundgemachtes Erkenutniß, welches auf 
Verlangen der Partei derſelben auch in ſchriftlicher Ausfertigung zugeſtell! 
wurde, den Beginn der Recursfriſt nicht mit dem Kundmachungs⸗, 
ſondern mit dem dem Zuſtellungstage ſolgenden Tage feſtzuſetzen. Die 


Praxis hält im allgemeinen wohl daran feſt, daß auch bei mündlicher 
Verkündigung der Entſcheidung der Beginn der Recursfriſt erſt auf 
den der Zuſtellung der ſchriftlichen Ausfertigung der Entſcheidung fol— 
genden Tag angeſetzt wird. Eine ausdrückliche geſetzliche Normirung 
deſſen ſehlt, dürfte jedoch zur geſetzlichen Beſtätigung dieſer Praxis wohl 
nothwendig erſcheinen, eiwa in der Weiſe, wie es für das Bagatell— 
verfahren im § 79 des Geſetzes vom 27. April 1873, R. G. Bl. Nr. 66, 
vorgeſchrieben iſt, wonach nämlich die Friſt zur Einbringung der Nulli— 


tätsbeſchwerde gegen das Urtheil von dem Tage nach der Zuſtellung der 


ſchriftlichen Ausfertigung, wenn aber eine ſolche Zuſtellung nicht zu ver- 
fügen war, von dem Tage nach der mündlichen Verſtändigung des Urtheils 
beginnt; im letzteren Falle wird, wenn die Partei innerhalb der acht- 
tägigen Friſt um die Ausfertigung des Urtheils angeſucht hat, die Zeit 
vom Tage dieſes Anſuchens bis zu dem Tage der Zuſtellung der Aus— 
fertigung nicht gezählt. 

Der Mangel einer derartigen Vorſchrift im Recursgeſetze vom 
12. Mai 1896 zeigt ſich umſomehr, als im politiſchen Verfahren die 


mündliche Verkündigung von Erkenntniſſen ſehr häufig vorkommt. Wie 


überaus angezeigt dieſe präciſe geſetzliche Normirung zur Vermeidung 
jeglicher Unficherheit und Ungleichmäßigkeit in der Praxis wäre, zeigt 
beiſpielsweiſe die Handhabung des §7 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, 


R. G. Bl. Nr. 88, demzufolge Recurſe gegen Abſchaffungserkenntuiſſe 


binnen drei Tagen nach der Kundmachung einzubringen ſind. 
Iſt dieſe dreitägige Friſt eine abſolut peremptoriſche oder kann ſie, 


Erkenntniſſes begehrt, hiemit unterbrochen werden und erſt von dem dem 


Zuſtellungstage folgenden Tage fortzulaufen beginnen? Es ereignet ſich 


eben ſehr häufig, daß die Partei, welche ſich bei der mündlichen Kund—⸗ 
machung des Erkeuntniſſes die eventuelle Anmeldung und Einbringung 


eines Recurſes vorbehält, erſt ſpäter innerhalb der Recursfriſt die ſchrift⸗ wird die Tödtung des Thieres, ſobald es die Seuchencommiſſton für 


liche Ausfertigung der Entſcheidung ſammt Begründung begehrt. Außer⸗ 
halb des Amtsſitzes der Behörde wohnende Parteien pflegen dieſes Be⸗ 
gehren mittelſt ſchriftlicher Eingabe zu ſtellen und die Zuſtellung der 
Ausfertigung der Entſcheidung erfolgt durch die Poſt, bezw. durch das 


Gemeindeamt. Es vergehen oft Wochen, bis die Zuſtellung der Ent- 


ſcheidung an die Partei vollzogen werden kann. Das Recursgeſetz ließ 
alſo die Frage, ob durch die Anbringung des Anſuchens um die ſchrift— 
liche Ausfertigung eines mündlich kundgemachten Erkenntniſſes die bereits 
begonnene Recursfriſt unterbrochen werde, ungelöst. 


Wenn auch ferner im Recursgeſetze die ausdrückliche Anordnung | 


nicht enthalten iſt, daß nämlich die Beſtimmung „von dem dem 


Zuſtellungstage nachfolgenden Tage an gerechnet“ auch 
hinſichtlich jener Recursfriſten zu gelten habe, welche mit einer Dauer 
von mehr oder weniger als 14 Tagen bemeſſen ſind, ſo geht dies ohne 


Zweifel ſchon aus der Beſtimmung des SA des Geſetzes, wonach „durch 


dieſes Geſetzes beziehen und mit demſelben nicht im Einklauge ſtehen, 
außer Kraft geſetzt werden“, ſowie auch aus der Erwägung hervor, daß 
es zweckwidrig und unbillig erſchiene, einer kürzeren, etwa einer drei— 
tägigen Recursfriſt das Beneficium der Nichteinrechnung des Zuſtellungs— 
tages, welches einer längeren, nämlich der 14tägigen Friſt zukommt, 
nicht zuzugeſtehen. Die in den behördlichen Enutſcheidungen übliche Aus- 
drucksweiſe „a die intimationis (a. d. j.) oder ab intimato (a. i.) wird 
ſomit durch das Recursgeſetz abgeſchafft und die in den beſtehenden Vor— 
ſchriften vielfach vorkommende Wendung „binnen 3 Tagen, binnen 
6 Wochen“ hat nunmehr die Bedeutung von: binnen 3 Tagen u. ſ. w., 
den Zuſtellungstag nicht eingerechnet. Infolge der mehrbeſprochenen Be— 
ſtimmung über die Nichteinrechnung des Zuſtellungstages, ſowie der im 
3. und 4. Abſatze des S 1 des Geſetzes enthaltenen Vorſchrift, daß der 
Tag der Aufgabe auf die Poſt oder auf das Telegraphenamt als Ein— 
bringungstag des Recurſes angeſehen werde, ſowie daß, wenn der letzte 
Tag der Friſt auf einen Sonntag oder Feiertag fällt, die Friſt erſt mit 
dem nächſten Werktage ende, kann es unter Umſtänden geſchehen, daß 
kurz bemeſſene Recursfriſten wie die von 3 Tagen um das Doppelte 
ihrer Dauer und die von 8 Tagen um die Hälfte ihrer Dauer ver— 
längert werden. 

Während bisher der Recurs an den Landeschef gegen die bezirks⸗ 
behördliche Unterſagung einer Verſammlung nach S 18 des Geſetzes über 
das Verſammlungsrecht binnen der peremptoriſchen Friſt von 8 Tagen 
einzubringen war, kann unn infolge der Zurechnung des Zuſtellungs— 
tages, dann des Tages der Aufgabe auf die Poſt, der Poſtlauftage, 
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ſowie des auf den letzten Friſttag fallenden Sonn- oder Feiertages die 
achttägige Recursfriſt auf 12 und mehr Tage ausgedehnt werden. 
Durch das letzte Alinea des § 1 des Geſetzes, welches lautet: 
„Ueber die Frage, ob der Recurs unzuläſſig iſt oder ob derſelbe ver- 
ſpätet überreicht wurde, hat die Berufungsinſtanz zu erkennen“, wird der 
Behörde, welche die angefochtene Entſcheidung gefällt hat, die Berechtigung 
abgeſprochen, über die Unzuläſſigkeit des Recurſes, ſowie darüber, ob der 


Recurs verſpätet eingebracht wurde, zu entſcheiden. 


die Reviſton 


Alſo auch in ſolchen Fällen, wo es geſetzlich keinem Zweifel unter— 
liegt, daß ein weiterer Rechtszug unzuläſſig und daß die Entſcheidung 
nach ausdrücklicher Anordnung des Geſetzes als eine endgiltige anzu— 
ſehen ſei, wird ein eventuell eingebrachter Recurs der Berufungsinſtanz 
vorzulegen ſein, wie dies übrigens auch bisher ſchon geſchah. So beſtimmt 
$ 19 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, über die 
Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten, daß in Ermangelung 
eines an einer anſteckenden Krankheit umgeſtandenen Thieres (Cadavers) 
zur Couſtatirung des Vorhandenſeins einer anſteckenden Thierkrankheit 
die Tödtung eines verdächtigen Thieres über Ermächtigung der politiſchen 
Behörde ſeitens der Seuchencommiſſion angeordnet werden kann. Natur- 
gemäß iſt gegen dieſe Ermächtigung ein Recurs unzuläſſig und dies ſchon 
deshalb, weil ſeitens der Behörde eine Verſtändigung des Eigenthümers 
des Thieres von der ertheilten Ermächtigung nicht erfolgt, vielmehr der— 
ſelbe hievon erſt bei der durch die Seuchencommiſſion erlaſſenen An— 
ordnung der Vornahme der Tödtung des Thieres in Kenntniß geſetzt 
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1880, R. G. Bl. Nr. 36, hervor, wonach nämlich dieſe Ermächtigung 
der politiſchen Bezirksbehörde unter Umſtänden ‚ welche ein ſchleuniges 
Vorgehen erheiſchen und eine Verſtändigung mit der politiſchen Behörde 
in entſprechend kurzer Zeit nicht ermöglichen, von der letzteren Behörde 
ausnahmsweiſe im vorhinein ertheilt werden kann. In dieſem Falle 


verdächtig erkannt hat, ohneweiters verfügt, ſo daß die Frage der Zur 
läſſigkeit oder Unzuläſſigkeit eines Recurſes gegen die beſagte Ermäch⸗ 
tigung vorneweg ausgeſchloſſen erſcheint. 

Nach S 28 desſelben Geſetzes kann ferner, wenn eine Gefahr der 
Weiterverbreitung der Lungenſeuche durch das betroffene Vieh vorhanden 
iſt, die ſofortige Tödtung desſelben von der politiſchen Bezirksbehörde 


angeordnet werden. Die ſofortige Tödtung ordnet das Geſetz auch beim 
Ausbruch anderer Thierkrankheiten (. B. der Wuth, des Rotzes ꝛc.) an. 


Die Offenlaſſung eines Beſchwerdezuges gegen die Vornahme der Tödtungen 
würde der Natur der Sache widerſprechen und dagegen eingebrachte Re⸗ 
curſe hätten praktiſch keinen Zweck. 1 

Desgleichen ordnet § 39 des Waffeupatentes an, daß die jemandem 
nach §S 25 W. Pat. abgenommene Waffe gegen Erlag eines von der 
politiſchen Bezirksbehörde ohne Zulaſſung einer Berufung 


auszuſprechenden Strafbetrages von 1 — 5 ft. wieder zurückzuſtellen ſei. 
das gegenwärtige Geſetz alle Anordnungen, welche ſich anf Gegenſtände 


In dieſen und anderen ähulichen Fällen iſt jeder Zweifel über 
die Unzuläſſigkeit des Recurſes ausgeſchloſſen, ſo daß die im Recursgeſetze 


vorgeſchriebeue Vorlage desſelben an die höhere Inſtanz ſich wohl als eine 


wenig zweckmäßige darſtellen dürfte. Für die Verpflichtung der Unter— 
behörde zur Vorlage des Recurſes an die höhere Inſtanz könnte ein 
zureichender Grund nur in den Fällen zugeſtanden werden, wenn der 


Ausſpruch über die Unzuläſſigkeit eines weiteren Rechtszuges in Bezug 


auf ſeinen meritoriſchen Inhalt zu prüfen iſt. So findet nach § 41 des 


Heimatgeſetzes ex 1863 gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen eine 


Miniſterialberufung nicht ſtatt. Hier liegt wohl ein Subſtrat zur Vor— 
nahme einer Prüfung vor, darüber nämlich, ob die in Betracht kom— 
menden zwei Entſcheidungen wirklich gleichlautend ſind, und kann daher 
der Verhandlung durch die dritte Inſtanz immerhin 
beſondere Bedeutung haben. 

Durch die Beſtimmung des § 2 des Recursgeſetzes, wonach Re— 
curſe, infoferne nicht beſtehende Geſetze eine ausdrückliche anderweitige 
Beſtimmung treffen, bei jener Behörde, welche in erſter Inſtanz die 
Entſcheidung gefällt hat, einzubringen find, wird eine größere Einheit— 
lichkeit im Rechtsmittelverfahren geſchaffen, indem die Geſetze und Vor- 
ſchriften eine Beſtimmung über die Annahmeſtelle für Recurſe wohl nur 
ſehr vereinzelt enthalten und daher nunmehr in allen Fällen, auf welche 
das Recursgeſetz Anwendung findet, der Recurs bei der Behörde erſter 
Inſtanz zu überreichen iſt. 

(Schluß folgt.) 


Alittheilungen aus der Praris. 


mber 1880, R. G. Bl. Nr. 35, verpfli Juhaber des mit 
Hände behafteten Pferdes ubm war Heike Ren in Vernach⸗ 
läſſigen dieſer Pflicht begründeten Haftung nach Artitel I, § 45 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, kaun er nicht dadurch 
entgehen, daß er etwa auch die im 844 dieſes Artikels vorgeſehene 
Anzeigeverſäumniß auf ſich lud. 

Franz N. ſtellte im Herbſte 1896 ſein mit Räude behaftetes Pferd 
in den Stall der Eliſabeth N. ein. Um Weihnachten übernahm es käuflich 
deren Ehegatte, der es im Stalle beließ. Dort wurde die Räude auf ein 
Pferd der Eliſabeth M. übertragen; es erkrankten aber infolge der An— 
ſteckung an dem Pferde des Franz M. auch Elifabeth M., deren Gatte 
und ſechs Kinder an Scabies. Da Franz R., ſolange er Eigenthümer des 


Pferdes war, deſſen Erkrankung nicht angezeigt und auch ſonſt nichts 


eingeleitet hatte, um es thierärztlicher Behandlung zuzuführen, ſprach 
ihn das Wiener Laudesgericht mit Urtheil vom 4. September 1897, 
Z. 43.931, des im 8 33 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, und im 8 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
vorgeſehenen Vergehens ſchuldig. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verurtheilten fand der Cafjattonshof 
mit Entfcheidung vom 17. December 1897, 3. 12.409, zu verwerfen. 

Gründe: Die Nichtigkeitsbeſchwerde erweist ſich unhaltbar. Die 
darin ausgeſprochene Anſchauung, daß dem Angeklagten blos die Pflicht 
oblag, von der Erkrankung ſeines Pferdes gemäß § 15 des Geſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, die Anzeige an den Magiſtrat zu 
erſtatten, die Behandlung des erkrankten Pferdes aber dem officioſen 
Einſchreiten des Thierarztes zu überlaſſen war, läßt ſich mit dem Geſetze 
nicht vereinbaren. Der IV. Abſchnitt desſelben behandelt die zur Abwehr 
und Tilgung beſtimmter Thierkrankheiten zu ergreifenden Maßregeln 
überhaupt; er trifft Anordnungen, von denen einige allerdings blos den 
zur Handhabung des Thierſeuchengeſetzes berufenen Organen, andere aber 
ſowohl dieſen als dem Inhaber der erkrankten Thiere oder auch wohl 
letzterem ausſchließlich gelten. Wenn nun 8 33 des citirten Geſetzes 
ganz allgemein anordnet, daß mit der Räude behaftete Pferde der thier⸗ 
ärztlichen Behandlung zu unterziehen ſind, ſo wendet ſich das Geſetz mit 


dieſem Gebote ebenſowohl an den Inhaber des erkrankten Thieres, als _ ee. . ee: Te 
an den aus Aulaß des Seuchenausbruches mit der Handhabung des Forderung damit, daß er bis dahin Arbeit bei einer Bahn hatte, wo 
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Geſetzes allenfalls betrauten Amtsthierarzt. Beide haben dafür zu ſorgen, 


daß jene Maßregeln getroffen werden, die eine Ausbreitung der Seuche 
hintanzuhalten beſtimmt und nach der Auſicht des Geſetzes dazu geeignet 
ſind, und es kann der Inhaber des Thieres dieſe dem Geſetze zufolge 
auch ihm ſelbſt obliegende Vorſorge keineswegs auf den zum amtlichen 
Einſchreiten berufenen Thierarzt abwälzen. Die Richtigkeit dieſer Argu— 
mentation ergibt ſich zur Evidenz aus der Beſtimmung des § 24 des 
citirten Geſetzes, wonach es allerdings, foferne eine thierärztliche Be— 
handlung überhaupt zuläſſig iſt, dem Ermeſſen des Thiereigenthümers 
überlaſſen bleibt, die Heilung kranker Thiere zu veranlaſſen, für jene 
Fälle aber, in denen nach den Beſtimmungen des Geſetzes die thier— 
ärziliche Behandlung kranker Thiere erfolgen muß — und einen dieſer 
Fälle ſtatuirt eben S 33 des Geſetzes — dieſe jedoch vom Eigenthümer 
vernachläſſigt oder unterlaſſen wird, die politiſche Bezirksbehörde die 
thierärztliche Behandlung der kranken Thiere, eventuell auf Koſten des 
Eigenthümers, zu bewirken hat. Dieſe Geſetzesſtelle legt alſo die Ver- 
pflichtung auf, für die thierärztliche Behandlung erkrankter Thiere Sorge 
zu tragen, in erſter Linie dem Eigenthümer der Thiere; nur wenn 
dieſer ſeine Pflicht „vernachläſſigt“ — womit das Geſetz ſchon zum 
Ausdrucke bringt, daß in dieſer Unterlaſſung ein Moment ſtrafbarer 
enlpa gelegen it —, tritt die Intervention der zur Handhabung des 
Thierſeuchengeſetzes berufenen Behörde ein. Steht aber feſt, daß die im 
§ 33 des Geſetzes enthaltene ausnahmsloſe Anordnung, mit Räude be— 
haftete Pferde der thierärztlichen Behandlung zu unterziehen, auch für 
den Thiereigenthümer gilt, dann kann den letzteren ſicherlich der Umſtand 
nicht entlaſten, daß er von dem Ausbruche der Seuche die im § 15 des 
Geſetzes vorgeſchriebene Anzeige zu machen unterläßt. Es wäre ungereimt, 
ihn trotz Vorliegens dieſer doppelten Pflichtverletzung günſtiger zu be⸗ 
handeln, als wenn er die Anzeige wohl erſtattet, aber blos die thier— 
ärztliche Behandlung der erkrankten Thiere außeracht gelaſſen hätte. 


Wohl wird infolge der Anzeige auch unabhängig von dem Willen des 


Eigenthümers die thierärztliche Behandlung der erkrankten Thiere in 
jedem Falle eingeleitet werden; allein die Pflicht, ſie zu veranlaſſen, 
beſteht für den Eigenthümer auch trotz Nichterſtattung der Anzeige. Das 


Geſetz ſagt nirgends, daß die in deſſen IV. Abſchnitte angeordneten Maß— 


PR regeln auf den Fall des amtlich conftatirten Seuchenausbruches be— 
ie Vorſchrift des J 33 des Thiertrautheiten⸗Geſetzes vom 29. De⸗ 


ſchränkt ſeien. Eine ſolche Einſchränkung entſpräche auch nicht dem in der 
Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten liegenden Zwecke des 
Geſetzes.- Wenn die Beſchwerde darauf hinweist, daß die Unterlaſſung 
der im § 15 des Thierſeuchengeſetzes vorgeſchriebenen Anzeige als Delict 
des § 44 des Thierſeuchengeſetzes nach § 48 desſelben Geſetzes der 
Judicatur der politiſchen Behörde zugewieſen iſt, ſo iſt zu bemerken, daß 
der § 44 vom Erkenntnißgerichte einer ſelbſtändigen Rechtſprechung 
nicht unterzogen wurde, und daß das Urtheil in feiner Geſammtheit 
nur das Delict des § 33 eitirtes Geſetz vor Augen hat. Vom Staud 
punkte der Z. 9b des § 281 St. P. O. macht die Beſchwerde die Un— 
kenntniß des Angeklagten von den Beſtimmungen des § 33 des Thier— 
ſeuchengeſetzes als Strafausſchließungsgrund geltend. Das Thierfeuchen- 
geſetz bildet aber eine Ergänzung des Strafgeſetzes und die Unkenntniß 
feiner Normen ſtellt ſich als Rechtsirrthum dar, welcher gemäß SS 3, 238 
und 238 St. G. niemanden zu entſchuldigen vermag.“) 

Aus dieſen Erwägungen mußte die Nichtigkeitsbeſchwerde zurück— 
gewieſen werden. (B. z. V. Bl. d. J. M.) 


Das Arbeitsverhältniß zwiſchen Gewerbsinhaber und Hilfsarbeiter 
wird nicht erſt durch den Eintritt des letzteren in die Arbeit, ſondern 
bereits durch den Abſchluß des Arbeitsvertrages begründet. 

Joſef H. in St. wurde von Anton D, welcher Obermüller in 
der Mühle des Wenzel C. in V., Bezirk J., iſt und von dem Mühl— 
beſitzer die Vollmacht beſitzt, Hilfsarbeiter aufnehmen und entlaſſen zu 
dürfen, als Müllergehilfe für die genannte Mühle aufgenommen, ohne 
daß bezuglich des Lohnes und der Kündigungsfriſt eine Vereinbarung 
getroffen worden wäre; H. ſollte die Arbeit, nach Angabe des D., am 
Sonntag den 16. Auguſt 1896 antreten. 

Als derſelbe am 17. Auguſt 1896 früh zur Arbeit erſchien, nahm 
ihn Anton D. ohne Angabe von Gründen in die Arbeit nicht auf. 

H. beſchwerte ſich deswegen am 17. Auguſt 1896 bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft J. und ſtellte die Bitte, den Anton D. zur Leiſtung 
einer Lohnentſchädigung von 24 fl zu verhalten. 

Bei einer Einvernahme am 11. Jänner 1897 motivirte H. dieſe 


er täglich 1 fl. 30 kr. verdiente, und daß ihm D. geſagt habe, er werde 


bei der Müllerei mehr als auf der Bahn verdienen; da jedoch D. den 


Vertrag gebrochen hat und bei der Bahn inzwiſchen ein anderer an H. 's 
Stelle aufgenommen worden war, ſei derſelbe brotlos geworden und daher 
berechtigt, als Entſchädigung für den entgangenen 14tägigen Lohn 24 fl. 
zu verlangen. 

Dementgegen gab D. an, daß ein Lohn nicht ausgemacht worden 
ſei daß ein beſtimmter Lohn nicht vereinbart wurde, hat übrigens H. 


ſelbſt zugegeben) und daß H. wenig verdient hätte, weil damals gerade 


wenig zu mahlen war. 

Der Gemeindevorſtand in V. gab in ſeinem Berichte vom 
7. Februar 1897, Z. 33, an, daß H. in den kritiſchen 14 Tagen vom 
17. bis 31. Auguſt kaum 7 fl. verdient hätte. 

Als Grund, warum er den H. am 17. Auguſt 1896 nicht in die 
Arbeit nahm, gab D. bei ſeiner Einvernahme an, daß er mittlerweile 
gehört habe, daß H. ſoeialdemokratiſcher Geſinnung ſei und daß der 


Mühlbeſitzer ſolche Elemente in ſeiner Mühle nicht dulde. 


Die Bezirkshauptmannſchaft J hat mit dem Beſcheide vom 
28. März 1897, Z. 3469, über die Beſchwerde des H. in nachſtehender 


| Weife entſchieden: „Durch die gepflogenen Erhebungen über die Be— 


ſchwerde des Joſef H. iſt ſichergeſtellt worden, daß D. ſeinerzeit mit H. 
gemäß § 1151 allg. bgl. Gef. B. wirklich einen Lohnvertrag abgefch'offen 
hat, nach welchem der letztere als Müllergehilſe für die Mühle in V. auf- 


anzutreten. Gemäß § 72 Gew. Odg. wird das Rechtsverhältniß zwiſchen 
einem Gewerbetreibenden und ſeinem Hilfsarbeiter durch eine bloße 
Uebereinkunft begründet, nachdem im Geſetze über die Form, in welcher 
der Arbeitsvertrag geſchloſſen werden ſoll, nichts vorgeſchrieben erſcheint. 
Da der Vertrag, welchen D. mit H. abgeſchloſſen hat, den Erforder— 


niſſen der SS 865 878 allg. bgl. Gef. B. entſpricht, wurde derſelbe mit 


dem Tage des Abſchluſſes für beide Theile verbindlich und war D. ge 
halten, die durch den Vertrag eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. 
Wie aus der Ausſage des Wenzel C. vom 4. December 1896 hervor— 
geht, war D. zur Aufnahme von Hilfsarbeitern für die Mühle in V. 
berechtigt und hat deshalb bei der Auſnahme des H. als Bevollmächtigter 
oder Vertreter des C. gehandelt. Nach eigenem Geſtändniſſe verweigerte 
D. dem H., als derſelbe an dem beftimmten Tage, am 16. Auguſt 1896, 
die Arbeit antreten wollte, ohne einen der Gründe des 8 82, lit. a—i 
Gew. Odg. die Aufnahme in die Arbeit. Infolge deſſen iſt nach § 84 
Gew. Odg. der Anſpruch des H. begründet, den Erſatz des entgangenen 
Lohnes wegen vorzeitiger ohne Kündigung und gefetzlichen Grund er 
folgter Entlaſſung aus der Arbeit für die Friſt, auf welche gekündigt 
werden follte, zu fordern. Nachdem bezüglich der Kündigungsfriſt zwiſchen 
D. und H. nichts vereinbart wurde, findet die Beſtimmung des § 77 
Gew. Odg. Anwendung, derzuſolge in einem ſolchen Falle eine 14tägige 
Kündigung vorausgeſetzt wird. Belangend den Erſatz für den entgangenen 
Lohn, welcher von H. mit dem Betrage von 24 fl. begehrt wird, wird 
dieſer Erſatz bei dem Umſtande, als bezüglich des Lohnes keine Verein— 
karung getroffen wurde, mit dem Betrage von 7 fl. feſtgeſetzt, da durch 


die gepflogenen Erhebungen ſichergeſtellt wurde, daß ein Arbeiter gleicher 
Kategorie in der Zeit vom 17.—31. Auguſt 1896 blos 7 fl. verdient 


hat und H. auch nur dieſen Betrag in den 14 Tagen verdient hätte. 
Mit Rückſicht darauf wird D. im Grunde des $ 84 Gew. Odg. für ver- 
pflichtet erkannt, dem H. für den entgangenen Lohn den Betrag von 
7 fl. zu erſetzen. Die Competenz ſtützt ſich auf die Beſtimmung des 
§ 87e Gew. Odg.“ 

D. hat den auferlegten Lohnerſatz von 7 fl. am 25. April 1897 
bei der Bezirkshauptmannſchaft erlegt. 

Ueber den hiegegen eingebrachten Recurs des H., welcher darin 
den Zuſpruch des geforderten Lohnerſatzes von 24 fl. begehrte, hat die 
Statthalterei mit der Entſcheidung vom 15. Mai 1897, Z. 68.136, den 
angefochtenen Beſcheid als incompetenter Weiſe erfloſſen außer Kraft 
geſetzt und die Beſchwerde des H. de praes. 17. Auguſt 1896 als vor 
die politiſchen Behörden nicht gehörig zurückgewieſen, weil es ſich um 
keine Streitigkeit aus dem Arbeits- oder Lohnverhältnifſe im Sinne des 
§ 87 e Gew. Odg. handelt, da ein Arbeiks- oder Lohnverhältniß erſt 
durch den thatſächlichen Eintritt des Hilfsarbeiters in die Arbeit entſteht, 
dieſe Vorausſetzung jedoch im vorliegenden Falle nicht zutrifft, da der 
Recurrent überhaupt in die Beſchäſtigung bei dem Müller Wenzel C. 
nicht aufgenommen wurde. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe 
bittet H. abermals um Behebung der unterbehördlichen Entſcheidungen 
und Zuſpruch des Lohnerſatzes von 24 fl. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
8. Auguſt 1897, Z. 24.394, über den eingebrachten Recurs des Joſef H. 
die angefochtene Entſcheidung behoben und der k. k. Statthalterei die 
meritoriſche Eutſcheidung im Gegenſtande aufgetragen, weil ein Arbeits— 
verhältniß nicht erſt durch den Eintritt des Hilfsarbeiters in die Arbeit, 
ſondern ſchon durch den Abſchluß des Arbeitsvertrages begründet wird, 
weshalb auch die vorliegende Streitigkeit wegen Nichteinhaltung des 
Arbeitsvertrages als Streitigkeit aus dem Arbeitsverhältniſſe gemäß 
§ 87e Gew. Odg. von der politiſchen Behörde zu verhandeln und zu 
entſcheiden war. R. 


Liter aur. 

Bericht des J. U. Dr. Jakob Haubner, Directors, und J. u. 
Dr. Robert Marſchner, Rechtseoncipiſten der Arbeiterunfallverſiche⸗ 
rungsanſtalt für das Königreich Böhmen in Prag, über die im Auſ⸗ 
trage des Vorſtaudes der Anſtalt nach dem Deutſchen Reiche unter⸗ 
nommene Reiſe zum Zwecke des Studiums der Organiſation und 
Gebarungsergebuiſſe der deutſchen Berufsgenoſſenſchaften ſammt 
eiuer Zuſammenſtellung über die finanzielle Lage der Arbeiter- 
unfallverſicherungsanſtalt für das Königreich Böhmen in Prag, wie 
ſich dieſelbe bei Anwendung ber bei deu reichsdeutſchen Berufs⸗ 
genoſſenſchaften geltenden Normen darſtellen würde, ferner über 
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Unfallverhütung, Unfallheilung und Gefahrenclaſſiſication. Mit 
21 Tabellen. Prag 1897. Selbſtverlag der Anſtalt. 

Es ſind ſehr bekannte und viel umſtrittene Probleme, welche in dieſer 
Schrift behandelt werden. Sie können mit den drei Schlagworten: Umlage⸗ 
oder Capitaldeckungsverfahren, Unfallverhütung und Anpaſſung der Gefahren: 
claſſification an die Bedürfniſſe der Anſtalten und einzelnen Betriebe kurz 
bezeichnet werden. Alle dieſe Magen erfahren in der Schrift eine ebenſo ruhige, 
ſachkundige als umfaſſende Behandlung, ſo daß eine weitere Beſprechung kaum 
nöthig erſcheint und wir uns damit begnügen können, die Endergebniſſe der 
Unterſuchungen hervorzuheben. Es ſind dies folgende Sätze: 

1. An den Grundprincipien der territorialen Organiſation und des 
Capitaldeckungsſyſtemes iſt feſtzuhalten. Dagegen wäre eine Aenderung in der 
Vertheilung der finanziellen Belaſtung in der Weiſe durchzuführen, daß jede 
Gruppe die von ihr verurſachten Koſten thunlichſt allein tragen würde. Ein 
Staatsbeitrag für die ſchwächeren Gruppen empfiehlt ſich nicht, weil die ohnehin 
ſchon außerordentlich große Einflußnahme des Staates dann noch erhöht werden 
müßte; 


2. es iſt im Gegentheile eine Erweiterung der empfindlich beſchränkten 
Autonomie der Unfallverſicherungsanſtalten und der betheiligten Kreiſe anzu: 
ſtreben, insbeſondere auch auf dem Gebiete der Unfallverhütung durch Einſetzung 
ſtändiger Commiſſionen unter Berückſichtigung der einzelnen Berufsgruppen und 
unter Zuziehung der Verſicherten (der Arbeiter) zum Zwecke der Erlaſſung von 
Unfallverhütungsvorſchriften; u 

3. weiters iſt wünſchenswerth eine beſſere Anpaſſung der Gefahren⸗ 
claſſeneintheilung an die Bedürfniſſe der Anſtalten und einzelnen Betriebe durch 
Beſtellung der bereits genannten Commiſſionen, welche bei der Einreihung der 
einzelnen Betriebe in die abſtracte Gefahrenclaſſeneintheilung als begutachtende 
Organe zu dienen hätten und denen auch die nöthigen ſtatiſtiſchen Behelfe 
hiefür zur Verfügung geſtellt werden müßten. Dr. Schm. 


Perſonalien. 

Se. Maſeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Dr. Alex. Freih. v. Neu⸗ 
vauer in Judenburg anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Statthaltereirathes tarfrei verliehen. - 

Se. Majeſtät haben dem Hofſecretär der Cabinetskanzlei Fedor Demeltc 
v. Panyova anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Joſef 
Reif anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


1 Bezirksſecretärsſtelle in der X., eventuell 1 Statthalterei— 
Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe, bei den politiſchen Behörden in 
Mähren. (Amtsblatt Nr. 168.) 

2 Polizei⸗Obercommiſſärsſtellen mit der VIII. Rangsclaſſe, zwei 
Polizeicommiſſärsſtellen in der IX. Rangsclaſſe und 2 Polizeicon⸗ 
cipiſten ſtellen in der X. . bei der k. k. Polizeidirectien in Wien bis 
5. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 169. 

Secundararztesſtelle an der öffentl. allgem. Landeskrankenanſtalt in 
Czernowitz mit 720 fl. Jahresremuneration und Naturalwohnung nebſt Be: 
heizung bis 15. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 169.) 

f Secundararztesſtelle an der mähr. Landeskrankenanſtalt in Olmütz 
mit 400 fl. Jahresremuneration, Naturalwohnung ſammt Beheizung und Ber: 
köſtigung nach der J. Claffe bis 20. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 169.) 

Kanzliſtenſtelle mit der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Statthalterei in 
Trieſt bis 25. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 170.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 61 und 62 der Erkenntniſſe 1897. 
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